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Politische Vorbemerkuß2 

Der vorliegende Beamtenentwurf zu einer ZDG-Novelle entspricht dem 

Koalitionsübereinkommen. Insgesamt wird damit die Schlechterstellung der Zivildiener 

institutionalisiert. Der um die Hälfte längere Dienst, die schlechtere Bezahlung und die 

Schikanen im Zugang zum Zivildienst sind die offensichtlichsten Punkte dieser Benachteiligung 

der Gewissensverweigerer. Aber auch zahlreiche Bestimmungen im Detail befestigen den 

Zivildienst als Ersatzwehrdienst und geben keinen Raum für die Entwicklung alternativer 

Ansätze zu militärischer Konfliktlösung, die den Gewissensgründen vieler 

Wehrdienstverweigerer entgegenkämen. 

Zugang und Antragfristen: 

Die Wehrpflichtigen, die aus Gewissensgründen den Wehrdienst verweigern wollen, werden 

mit einem Fristendschungel konfrontiert, der nur für juristisch vorgebildete Personen 

verständlich ist: 

* neu gemusterte Wehrpflichtige sind mit einem unbestimmten Fristende konfrontiert. Der 

Erhalt des Einberufungsbefehls zum Wehrdienst ist keinem Betroffenen bekannt. Der Tag vor 

Erhalt des Einberufungsbefehls als Ende der Zivildienstantragsfrist schafft ein unerträgliches 

InformationsgefaIle zwischen Behörde und Staatsbürger. In jedem anderen Behördenverfahren 

ist eine derartige unbestimmte Frist unvorstellbar. 

* Die Regelung betreffend der im Aufschub befindlichen wehrpflichtigen 

Gewissensverweigerer ist völlig willkürlich. Nicht die Gewissensgründe geben den Ausschlag 

für die Zugangsmöglichkeit, sondern sogenannte militärische Notwendigkeiten. AltfaIle, die vor 

dem 1.1.1992 gemustert wurden, sind von jedem Antragsrecht ausgeschlossen. Jene, die nach 

dem 1.1.92 tauglich wurden, können genau fünf Jahre nach dem Tauglichkeitsbescheid sechs 

Wochen lang erneut eine Zivildiensterklärung einbringen. Sie müssen allerdings erfahren wann. 

Das heißt, alle die älter als 22 bis 23 Jahre alt sind, bleiben von der Gewissensfreiheit 

ausgeschlossen. (vgl. a. Fallbeispiele im Anhang.) 

Die Informationspflicht über die Antragsfristen hat in den Beamtenentwurf Eingang gefunden. 

Kommen die Militärbehörden dieser nicht oder nur mangelhaft nach, fehlt jedoch jegliches 

Durchsetzungsinstrument für den Betroffenen. 
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Verlängerung des Zivildienstes auf 12 Monate: 

De facto wird der Zivildienst auf 12 Monate verlängert. Sowohl die Einrechnung von 

Dienstfreistellungen als auch von kurzen Krankheiten in den 14-tägigen Urlaubsanspruch führt 

diesen Anspruch selbst ad absurdum. Der 14-tägige Urlaub ist die Mogelpackung, um die 

drohende Zivildienstdauer von 12 Monaten zu verdecken. 

Wir rufen in Erinnerung, welche Verschärfungen des Zivildienstrechtes von der SPÖ in Kauf 

genommen wurden, um eine Zivildienstdauer von 12 Monaten zu verhindern. Vor diesem 

Hintergrund ist das Resultat jetzt, als niederschmetterndes Ergebnis visionsloser 

sozialdemokratischer Rückzugsstrategien zu würdigen. Der europäische Vergleich der 

Relationen von Wehr- und Zivildienstlänge unterstreicht dieses Urteil. In diesem Lichte wird 

das weitergehende Drängen der ÖVP, insbesondere von Verteidigungsminister Fasslabend, auf 

weitere Zivildienstverlängerungen als illiberal und rückschrittlich entlarvt. 

Die Erweiterung der Einsatzgebiete auf Umwelt, Kinder und Jugendliche ist als Ansatz für 
einen alternativen Zivildienst zu begrüßen. Solange es jedoch gleichzeitig Dienstleistungen bei 

der Polizei gibt, kann keineswegs von einem alternativen Friedensdienst wie ihn der 

Internationale Zivildienst seit langem fordert, gesprochen werden. 

Internationaler Zivildienst 

AR G E Wehrdienstverweigerung 
und Gewaltfreiheit Netzwerk Gewissensfreiheit 

c� -, ,--,.0 
INTERNATIONALER ZIVILDIENST 
1010 Wien, SchoHengasse 3a/I/59 

Tel. 5359109 
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Rechtliche Begutachtung 

Zugang, Fristen, Gewissensfreiheit (§§2, 76a,5,5a) 

Das Grundrecht auf Befreiung von der Wehrpflicht durch Einbringung einer 

Zivildiensterklärung wird wieder grundsätzlich allgemein und unbefristet gewährleistet (§2 

Abs 1). Das Recht kann aber - einfachgesetzlich - ausgeschlossen werden (§2 Abs 3); es ruht 

in einer Frist, die frühestens sechs Monate nach Rechtskraft des Stellungsbeschlusses, sonst 

am Tag vor einer Einberufung zum Präsenzdienst beginnt und mit dem Ende der Einberufung 

endet (§2 Abs 2). Das Grundrecht wird weiters erheblich dadurch eingeschränkt, daß 

Wehrpflichtige, die vor 1992 für "tauglich" befunden wurden und seither tauglich sind, 

überhaupt ausgeschlossen sind und Wehrpflichtige, die danach bis 1.1.1994 "tauglich" 

wurden, das Grundrecht nur innerhalb einer bestimmten Sechs-Wochen-Frist ausüben können 

(§76a Abs 1). 

Damit wird, wie auch die Erläuterungen bemerken, die Möglichkeit der Befreiung von der 

Wehrpflicht nach einer Gewissensentwicklung durch eine Verfassungsbestimmung 

ausgeschlossen, um die Überprüfung durch den Verfassungsgerichtshof zu verhindern. Das 

zeugt nicht nur von einem geringen Verfassungsethos, sondern auch von einem leichtfertigen 

Umgang mit Grundrechten und mit dem Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit. 

Eine Frist, die durch eine rückläufige Frist ausgelöst wird, ist ungewöhnlich und führt zu 

erheblicher Rechtsunsicherheit. Das fristauslösende Ereignis ist für den Berechtigten nicht 

vorhersehbar. Daran ändert auch die - im übrigen sanktionslose - Informationspflicht der 

Stellungskommission (§5 Abs 1) nichts, da ihr schon durch die Angabe "frühestens in vier 

Wochen, in der Regel bis zur Vollendung Ihres 30., spätestens Ihres 35. Lebensjahres haben 

Sie mit der Einberufung zu rechnen" genügt wird. Überhaupt ist das Abstellen auf die 

"Einberufung" problematisch. "Einberufung" ist der Vorgang, mit dem der Wehrpflichtige 

verpflichtet wird, zu einem bestimmten Zeitpunkt (Einberufungstermin) und an einen 

bestimmten Ort seinen Präsenzdienst anzutreten (§35 WG). Sie erfolgt durch Bescheid des 

Militärkommandos (Einberufungsbefehl) oder Verordnung des Bundesministers für 

Landesverteidigung (allgemeine Bekanntmachung). Nur ausnahmsweise, bei kurzfristigen 

Truppen- oder Kaderübungen, wird die Dauer des Präsenzdienstes im Einberufungsbefehl 

verfügt, in der Regel endet der Präsenzdienst durch einen gesonderten Bescheid 

(Entlassungsbefehl; §39 WG). Der vorliegende Entwurf läßt offen, ob das Grundrecht ab 
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Einleitung des Verfahrens zur Erlassung des Einberufungsbefehls, mit dessen Rechtskraft 

oder dem Inkrafttreten der allgemeinen Bekanntmachung oder aber mit dem 

Einberufungstermin ruht und ob es mit dem dem Einberufungstermin folgenden Tag oder erst 

mit der Entlassung aus dem Präsenzdienst wieder ausgeübt werden kann. Daß diese 

Bestimmung im Verfassungsrang steht, hat wohl auch den Grund, eine Überprüfung durch 

den Verfassungsgerichtshof in Hinblick auf das Bestimmtheitsgebot des Art 18 Abs 1 B-VG 

auszuschließen. Das wird zu einer vermeidbaren Belastung des Verfassungsgerichtshofes, der 

über die Interpretation zu entscheiden hat, führen. 

Auch die Möglichkeit, das Recht auf Einbringung der Zivildiensterklärung durch einfaches 

Gesetz auszuschließen, birgt erhebliche Probleme. Es stellt sich nämlich die Frage nach dem 

Wesensgehalt des Rechts auf Befreiung von der Wehrpflicht. Über diesen wird - vermeidbar­

der Verfassungsgerichtshof zu entscheiden haben. Die derzeitige Regelung, die Angehörige 

von Wachkörpern, auch unbewaffnete, erfaßt, den Exekutivdienst versehende, bewaffnete 

rechtskundige Beamte der Sicherheitsbehörden jedoch nicht (§5a Abs 1 Z 2), ist jedenfalls 

unsachlich. 

Die Möglichkeit, Zivildienstwerber, die den Grundwehrdienst vollständig geleistet haben, 

innerhalb eines Jahres ausschließlich im Verteidigungs- oder Bürgerkriegsfall 

(Einsatzpräsenzdienst) und zur Drohung mit dem kriegerischen Einsatz durch Manöver 

(außerordentliche Übungen) einzuberufen (§5 Abs 2), steht in auffallenden Widerspruch zum 

Zweck der Befreiung von der Wehrpflicht, nämlich der Vermeidung von Straftaten aus der 

Gewissensnot bei Anwendung von Waffengewalt gegen Menschen. 

Dauer des ordentlichen Zivildienstes (§7) 

Der ordentliche Zivildienst dauert ein Jahr (§7 Abs 2), also um die Hälfte länger als der 

ordentliche Präsenzdienst. Damit wird gegen die völkerrechtliche Verpflichtung des Verbotes 

der Zwangs- und Pflichtarbeit (Art 4 EMRK) verstoßen. Ersatzdienst der Verweigerer aus 

Gewissensgründen für verpflichtenden Wehrdienst ist zwar vom Verbot ausgenommen, 

jedoch darf der Verweigerer nur für die Dauer des Wehrdienstes zu Zwangsarbeit angehalten 

werden. Der Zivildienst ist, da strafsanktioniert, jedenfalls Pflichtarbeit, deren längere Dauer 

wegen der Möglichkeit des außerordentlichen Zivildienstes auch keinerlei Vorteile gegenüber 

den Wehrdienst bringt und daher nicht als freiwillig angesehen werden kann. 

Die Regelung über die Dauer des ordentlichen Zivildienst jener Zivildienstpflichtiger, die 

bereits Präsenzdienst geleistet haben (§7 Abs 2), ist außerordentlich schwer verständlich und 
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vage. Das ist im Lichte des Bestimmtheitgebotes des Art 18 Abs 1 B-VG aber auch des 

Gleichheitssatzes des Art 7 Abs 1 B-VG bedenklich. 

Sonstiges 

Zuweisung (§8) 

An die Stelle des bisherigen Rechts auf Erlassung des Zuweisungsbescheid mindestens vier 

Wochen vor dem Zuweisungstermin (parallel zu §35 Abs 1 Z 1 WG) tritt eine 

Ordnungsvorschrift, nach der der Zuweisungsbescheid sechs Wochen vor dem 

Zuweisungstermin zu genehmigen und unverzüglich die Zustellung zu verfUgen sei (§8 Abs 

2). Ein schriftlicher Bescheid wird erst durch seine Zustellung erlassen (§§62 Abs 1, 18 Abs 

3, 21 AVG). Dabei kommt es darauf an, daß der Bescheid dem Adressaten überhaupt 

zugänglich werden kann, mithin stellt das Zustellgesetz auf die regelmäßige Benutzung der 

Abgabestelle ab und rechnet die Tätigkeit des Zustellorgans der bescheiderlassenden Behörde 

zu. Weiters ist die Bescheiderlassung, sohin die Zustellung, alleine maßgebend fUr den 

Eintritt der Rechtskraft (§§63 Abs 5, 68 Abs 2-5,69 Abs 1, 71 Abs 1 AVG). Ein 

Instanzschluß wie in §416 Abs 2 ZPO ist im A VG nicht vorgesehen, die Verwaltungsbehörde 

soll sich rasch auf veränderte Bedingungen einstellen können. Für diese Grundsätze des 

Verwaltungsverfahrens erachtete der Bundesgesetzgeber ein Bedürfnis nach einheitlichen 

Vorschriften als gegeben. Er darf daher in seinen Materiegesetzen nur dann davon abweichen, 

wenn dies zur Regelung des Gegenstandes durch besondere Umstände unerläßlich ist. Davon 

kann im Fall des Zuweisungsbescheides nicht die Rede sein. Die vorgesehene Bestimmung 

verstößt daher gegen Art 11 Abs 2 B-VG. Zudem ist der Eintritt der Rechtsfolge des 

Zuweisungsbescheids, nämlich des Antritts und der Leistung des Zivildienstes, in hohem 

Maße von bloß manipulativen Umständen (Postlauf) abhängig, damit steht diese Regelung in 

Widerspruch zum Sachlichkeitsgebot des Art 7 Abs 1 B-VG. 

In gleicher Weise ist das Abstellen auf die Genehmigung des Zuweisungsbescheides für 

andere Zivildienstpflichtige beim Antrag des Rechtsträgers auf Zuweisung (§ 10 Abs 2) 

verfassungsrechtlich bedenklich. 

Versetzung (§ 19) 

In Zweifelsfällen hat sich die Bezirksverwaltungsbehörde über die gesundheitliche Eignung 

des Zivildienstleistenden vor dessen Versetzung zu äußern (§19 Abs 2). Sie hat damit an der 

Willensbildung des Bundesministers fUr Inneres mitzuwirken. Ihre Stellung im 

Versetzungsverfahren ist unklar, sie könnte - ohne den erforderlichen Sachverstand des den 

Willen bildenden Organs - Sachverständiger, Organpartei oder aber zweite 
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bescheiderlassende Behörde sein. Das ist im Lichte der Kompetenzbestimmungen des § 1 und 

des Art 102 B-VG aber auch des einheitlichen Verwaltungsverfahrens nach Art 11 Abs 2 B­

VG bedenklich. Die bisherige gesetzliche Regelung des dem Bundesminister für Inneres zur 

Verfügung stehenden Amtssachverständigen (§ 52 Abs 1 AVG) ist vorzuziehen. 

Urlaub (§23a) 

Über den Zeitraum des Erholungsurlaubes ist ein Vertrag zwischen dem Zivildienstleistenden 

und seinen Vorgesetzten, nicht aber ein Recht des Zivildienstleistenden vorgesehen (§23a Abs 

3). Das erscheint in Hinblick auf das hoheitliche Verhältnis zwischen dem durch den 

Vorgesetzten handelnden Rechtsträger und dem Zivildienstleistenden verfassungsrechtlich 

bedenklich. 

Vertrauensarzt (§ 23c) 

Die Pflicht, die Weisung, sich im Falle jedweder Dienstverhinderung der Untersuchung durch 

den Vertrauensarzt - der weiterhin der Verschwiegenheitspflicht unterliegt - der Einrichtung 

zu unterziehen (23c Abs 2 Z3), zu befolgen, ist sachlich nicht gerechtfertigt. Damit könnte 

auch unmenschliche oder erniedrigende Behandlung verbunden sein. Beides ist 

verfassungsrechtlich bedenklich. 

Verpflegungsabfindung (§28) 

Die Bezirksverwaltungsbehörde hat der Abfindung für die Verpflegung des 

Zivildienstleistenden bei einer Dienstverhinderung durch Krankheit über vier Tage mit 

Bescheid zuzustimmen (§28 Abs 3). Da die Rechtskraft dieses Bescheides von manipulativen 

Umständen abhängt und bis dahin der Zivildienstleistende die Kosten seiner Verpflegung 

selbst zu tragen hat, erscheint diese Bestimmung im Lichte des Gleicheitssatzes (Art 7 Abs 1 

B-VG) bedenklich. 

Reinigung der Bekleidung (§30) 

Daß für die Reinigung der Bekleidung des Zivildienstleistenden der Bund oder Rechtsträger 

der Einrichtung nur in den Fällen außergewöhnlicher Verschmutzung durch die 

Dienstleistung oder den Einsatz aufzukommen hat (§30), ist, da einerseits zufallsabhängig 

und andererseits Präsenzdienern die Dienstkleidung in jedem Fall gereinigt wird, ebenfalls 

gleichheitswidrig. 
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Übergangsbestimmungen (§§76b, 76c) 

Durch einfaches Gesetz (§76b Abs 2) wird die Anwendung der Verfassungsbestimmungen 

des Ruhens des Rechts auf Einbringung der Zivildiensterklärung und Eintritt der 

Zivildienstpflicht von Wehrpflichtigen, die den Grundwehrdienst vollständig geleistet haben, 

erst binnen Jahresfrist, sowie des Ausschluß vom Recht auf Befreiung von der Wehrpflicht 

von vor 1994 für "tauglich" befundenen Wehrpflichtigen angeordnet. Das ist einerseits unklar 

und andererseits außerhalb der Kompetenz des einfachen Gesetzgebers. Damit wird gegen Art 
18 Abs 1 B-VG verstoßen. 

Rückwirkend wird das Inkrafttreten der ZDG-Nov 1994, die am 10.3.1994 im 

Bundesgesetzblatt herausgegeben und versendet worden ist und somit am 11.3.1994 seine 

verbindende Kraft erhalten hat, mit 10. März festgesetzt (§76c Abs 1 und 2). Damit soll das 

vom Verfassungsgerichtshof festgestellte Ende der Monatsfrist zur Einbringung der 

Zivildiensterklärung von Wehrpflichtigen, die vor 1994 "tauglich" wurden, um einen Tag 

verkürzt werden. Das ist ein Mißbrauch der Kompetenz zu Verfassungsänderungen. 
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Herwig Matzka 

Flüchtlingsbetreuer auf der Flucht! 

Herwig Matzka kam mit 15 Jahren zur Polizei. Sein Vater bestimmte seine berufliche Zukunft. Er 
mußte knapp zwei Monate seines Grundwehrdienstes ableisten, bevor er wegen seiner Polizei­
angehörigkeit befreit wurde. 

Nach 19-jährigem Dienst wollte Herwig Matzka seinen Beruf wechseln. 
Durch die Arbeit mit Flüchtlingen gelangte er zur Überzeugung, daß Konflikte nicht mit der Waffe 
gelöst werden können. Matzka wollte Zivildiener werden, wurde aber abgewiesen, da er die Monats­
frist versäumt hatte. 

Sowohl der Verfassungs- wie auch der Verwaltungsgerichtshof lehnten Matzkas Beschwerden ab. 
Anträge auf Befreiung von der Wehrpflicht durch seinen Arbeitgeber wurden abgelehnt. Herwig 
Matzka hätte am 22. Juli 1996 einrücken müssen .. Er flüchtete vor dem Militär ins Ausland. 

Der Verteidigungsminister stellt militärischen Gehorsam vor Gewissensfreiheit. Er entläßt Herwig 
Matzka nicht vorzeitig aus dem Präsenzdienst. 
Herwig Matzka wird vor Gericht gestellt und verurteilt werden. Seine Existenz wird - mit dem sturen 
Beharren des Militärs auf der Einberufung - zerstört. 

Oliver Roman 

Oliver Roman wurde vor 1'?94 gemustert. Da er von der Gesetzesänderung nicht informiert war, ver­
säumte er die einmonatige Ubergangsfrist für die Abgabe einer Zivildiensterklärung. Die am 25. April 
1994 eingebrachte Zivildiensterklärung wird abgewiesen. Oliver Roman bekämpft den Bescheid beim 
Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshof. Seinen Beschwerden wird ohne inhaltliche Begründung 
nicht statt gegeben. 
Ein Antrag auf neuerliche Stellung wird vom Militärkommando abgelehnt. Der Aufschub ist mit 
vollendetem 28. Lebensjahr abgelaufen. 
Oliver Roman hat den Einberufungsbefehl für den 1. Oktober 1996 erhaltren. Da ihm keine weiteren 
rechtlichen Mittel zur Verfügung stehen, um den Einberufungszeitpunkt bis nach der Gesetzes­
änderung (das Gesetz läuft mit Jahresende aus) hinauszuschieben und eine neuerliche Zivildienst­
erklärung einzubringen, muß er einrücken. Er wird aus Gewissensgründen die Waffe verweigern und 
muß mit einer gerichtlichen Verurteilung rechnen. 

Oliver Roman fordert einen Kulturdienst außerhalb der Umfassenden Landesverteidigung, der mit 
Mitteln der Kunst gewaltfreie Konfliklösungswege entwickeln soll. Er ist bereit, den Kulturdienst zu 
organisieren. Ziel des Kulturdienstes ist es, kritische kulturelle Auseinandersetzung zu den Themen 
Krieg, Macht, Unterdrückung, Folter, gewaltfreie Konfliktlösungsmodelle und positive Lebens­
gestaltung zu fördern. 

Ing. Peter ZWIAUER 
Schon 1980 leistete Ing. Zwiauer seinen Grundwehrdienst, durfte aber schon nach zwei Monaten 
abrüsten. Der Grund: Sein Dienstgeber, die Post, brauchte ihn dringend und er wurde aus öffentlichem 
Interesse befreit. Das Thema Heer schien für ihn damit erledigt. Mitnichten. 1994 erhielt er 
kurioserweise gleich zwei Einberufungsbefehle und stellte daraufhin einen Zivildienstantrag. Zu spät: 
er hätte seinen Zivildienstantrag spätestens ein Monat nach Abschluß des Stellungsverfahrens 
einbringen müssen. 

"Ich will nur gleichbehandelt werden." sagte Zwiauer und ging gegen die Negativbescheide des 
Innenministeriums bis zum Verfassungsgerichtshof, der seine Beschwerde ebenfalls ablehnte. Für 
20.Mai 1996 erhielt er einen Einberufungsbefehl nach Zwölfaxing, dem er nicht Folge leistete. 
"Warum darf ich keine Gewissensgründe haben?" Jetzt hat Zwiauer ein Strafverfahren wegen 
Nichtbefolgung eines Einberufungsbefehles am Hals. Wird er zu einer Freiheitsstrafe verurteilt, so 
wird ihn amnesty international als Gewissensgefangenen adoptieren, da Peter Zwiauer aufgrund des 
Fristendschungels im Zugang zum Zivildienst. nie die Möglichkeit hatte seinen Gewissenswandel 
geltend zu machen. 
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Zivildienst länger ais Wehrdienst in Prozent (EU Staaten) 
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• In Frankreich Ist die Wehrpflicht abgeschafft, Obergangsbestimmungen sind noch bis zur Jahrhundertwende 
gültigo 
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Zugang zum Zivildienst in Europa 
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lösenden Ereignisses (Einberufungsbefehl) zu laufen beginnt. 

--o.c > CD -OCD .2-9 _0 c 
.2 
2 
� c 
LU 

CI) CI) c c c c CD CD 'E 'E 'E 'E "OJl CD � - - - -CD CD CD CD 
"O.c - - - 1;; c 0 CI) CI) CI) 
wJ!! 0 0 0) 0 
E� c c c c � � � � - - - -� � � � � 
N - - - -CD CD CD CD CI) Jl Jl Jl Jl iii c c c c 

LU LU LU LU 
- - - E 0 0 0 > > > � CD CD CD N 

CI) 0 0) 0) iii .2 .2 .2 
0 LI) co 
C'? -

tn tn 
CI) CI) 
'C'ü) 

'0 C 
C CI) 
CI) '-,,-'0 

.c"­
,_ .c '... CI) 
�;: .c 
(,) 
:::s 
« 

.* In Italien gilt zwar eine 2-Monat Frist fOr das Antrags­
recht, wurde der Wehrdienst aufgeschoben, Ist die 
AntragsteIlung auch nach Ablauf des Aufschubs möglich 
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-

Anerkannte Zivildiener in % aller tauglichen 
Wehrpflichtigen 

- - - - - .-
: g � 1 i .1 ::.0 CI .A 

Eine weitere Verschlechterung des Zivildienstgeset%es drückt die Zahl der 
Zivildiener auf weniger als zehn Prozent der tauglichen Wehrpflichtigen. 

© Netzwerk Gewissensfreiheit,Christian Mokricky; Daten aus Zivildienstbericht, BmA und parlamentarische 
Anfragebeantwortung. 
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( 

·. . ' . 7. März 1996; 04.00 Uhr 

. 
Vorlaufige: nicht endredlgie�e Fassung 

KOALITIONSÜSEREINKOMMEN 

Si cherheitspoliti k 
Innere Sicherheit 

I 
I 
I , 

I 
! 

Zivildienst: I I 
Die KOalitionspa�ner gehen b�i der Regelung des Zivildienstes von det

. 

in de 

letzten GesetZgebungspenode vernandelten und eingebtachte 

Regierungsvoriage mit folgenden Änderungen aus. I 
1 
I 

Schaffung ein.er unbefristeten Regelung für den Zivildienst· unter daue",afte 

Verzicht auf dje Gewissensprüfung bei einer einheitlichen Dauer �n 1 
Monaten. ven denen 2 '.'Vochen als Urlaub aewährt werden I - . I 
Mit der Zustellung der Tauglichkeitsbescheinigung wird der Betroffene+ auch 

darüber unterrichtet. innerhalb welchen Zeitraums er mit einer Einberuf�ng zu 
rechnen hat und daß er aus Gewissensgründen bis einen Tag vor Zustellung 

des Einberufungsbefehis eine Zivildiensterklärung abgeben kann. Dies� Frist . 
darf nicht weniger als sechs Monate betragen. 

I 
Er-.... eiterung cer Einsa tz;;ebiete und Schaffung der Grundlagen für den ainsatz.. 

von Gedenkstätten. I 
Die Gebühren für die Inanspruchnahme von Zivi/dienern sollen ange�oben 

werden. I 
Für Wehrpflichtige, die vor dem Inkrafttreten dieser GesetzesänderLngen 

bereits der Musterung unterzogen und tauglich sind und denen ein ,A.�chUb 
1 

gewährt worden ist, denen also bereits zwei Mal die Gelegenheit zur A gabe 

eine� Zivildiensterklärung offengestanden ist, wird folgende �bergangsl ung 

geschaffen: 

Nach Ablauf von fünf Jahren nach Abschluß des Stellungsverfahrens k 

taugliche Wehrpflichtige, denen ein Aufschub gewährt wurde: binnen 
. 

Wochen eine Zivildiensterklärung abgeben. Die Betreffenden sind auf Idiese 

Fristen zeitgerecht hinzt.:weisen. 

- 29-

4/SN-59/ME XX. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 13 von 22

www.parlament.gv.at



4/SN-59/ME XX. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)14 von 22

www.parlament.gv.at



T �1l � ci. ALL� L b . /fIt. 17 

Kurios: Postler soll zweimal zum 
Das BlIndesheer braucht ihn. Unbedingt. So 

seh�, daß Peter Zwialler (34) aus Leopoldsclorf 
(NÖ) jetzt gleich zwei Einberufungsbefehle 
erhalten hat. Kurios. Wie es dazu kam? Das ist 
eine unendliche Geschichte. 

Diese Geschichte be­
ginnt im Jahr 1980. Da er­
hält lng. Peter Zwiauer, er 
arbeitet am Fernmelde­
bauamt der Post, den er­
sten Einberufungsbefehl. 

Er .muß nach Großmit­
tel (NÖ): .. Es war ziem­
lich fad, ziemlich sinn­
los." 

Nach zwei Monaten 
darf. er abrüsten. Der 

Grund: Die Post braucht 
den Spezialisten. Es be­
steht .öffentliches Inter­
esse". 

Damals erhält Zwiauer 
auch einen Bescheid des 
Vcrtcidigllngsministeri-' 
ums, mit dem ihm be­
scheinigt wird, daß er 
vom Bundesheer .befreit" 
ist. Für immer. Zwiauer 
denkt nicht . :itcr ans 

i 'II';NSTAG, 2. Juli 1996 ,_ WIENER ZEITUNG 

Zivildienstantrag auf Rundreise - VwGH: 
,übertriebener Formalismus' 
Einen Fall von "übertriebenem Formalismus" 
hatte der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) im 
Zusammenhang II).it einer Zivildiensterklä­
rung, die anläßlich des neuen Gesetzes bis 
10. April 1994 alÜzugeben war. 
Weil sie zwar fristgerecht, 
aber mit falscher Adresse 
- JIleich an das zur Ent­
sclieidung zuständige In­
nenministerium und 
nicht, wie vorgeschrie­
ben, das Milltärkom­
mando- aufgegeben wur­
de und die .. Reparatur" 
dieses Umstandes behör­
denintern mehr als ein 
Jahr dauerte, meinte das 
Innenministerium, die 
Frist sei versäumt wor­
den. Der VwGH sah dies 
nicht so, er hob den ne­
gativen Zivildienstbe­
scheid auf. 
Damit auch alles korrekt 
zugehe, mußte die am 7. 
April 1994 zur POIIt ge­
brachte Zivildiensterklä­
rung offenbar eine zeit­
rau&ende Rundreise un­
ternehmen: Das ange­
schriebene Innenministe­
rium übennlttelten sie 
dem .. zur Übernahme zu­
ständigen" Militärkom-

mando und jenes legte sie 
.lOdann am 11. Mai 1995 
dem Innenministerium 
neuerlich vor". Damit war 
aus Sicht der nunmehr die 
Entscheidung endlich 
treffenden Behörde aber 
die Frist überschritten. 

Diese Ansicht entspreche 
.nicht dem Gesetz", 
meinte der VwGH und be­
gründete: .. Es würde 
übertriebenen Fonnalis­
mus bedeuten, wenn man 
die innerhalb der in Be­
tracht kommenden Frist 
erfolgte Postaufaabe an 
die zur Entscheiaung zu­
ständige Stelle als recht-

. lich unerhebli .. b" beur­
teilte und .der ledl.Illch 
aus Gründen 'er "\fer­
waltungsökonon:lle . vor­
l!f!Sehenen ElrujehaltuDI. 
aer. Militlrk�ndos 
entscheidende Bfdeutung 
zukommen i8ss1en wür-
de." \ 

Heer, glaubt, dem Dienst 
mit der Waffe endgültig 
entronnen zu sein. 

Doch 14 Jahre später 
flattert ihm em neuer Ein­
berufungsbefehl ins Haus. 
Zwiauer nimmt sich einen 
Anwalt, �eht zum Verwal­
tungsgenchtshof. Er ge­
winnt. den Prozeß . •  Der 
Ei  n beruf  u ngsbeschei  d 
wurde widerrufen", sa�t 
Zwinucr im Gespräch mit 
.täglich ALLES· . 

Es folgen weitere juri­
stische Geplänkel. Teure 
Gel'länkel. Denn Zwiaucr 
muß immcr wieder den 

Verwaltungs�erichtsQo.f 
anrufen, zwei Verfahren 
laufen noch. 

Dann: der kuriose 
Höhepunkt der monate­
langen Auseinanderset­
zungen. 

. •  Am 17. Oktober '94 
erhält Zwiauer einen Ein­
berufungsbefehl des Mi­
Iitärkommandos Wien: Er 
soll sich stellen. Am 
Sonntag, 27. November, 
in der Fasangartenkaserne 
in Wien. 

• Am 23. November 
wird Zwiauer erneut ein­
ben:":'.,. Vom Milit3r-

21��J!f3J� 
Heftige Kritik an 
Zivildienstgesetz 

''YJEN. Hefti&e Kritik am Zivil­dienstgesetz übt der Verein ..Netz­werlc Gewissens1mbeit". In einer �= ei auf den Fall Zi�abgew�� obwohl er zur ADsicbt gekommen sei, da8 sich Kont'Iikte DidIt mit der Waffe 10sen Iassea. Maczkas AnJie&eß wurde mit dem Hinweis . abgeWiesen, da8 scia Gesinnungs-wandel zu spill erfolgt sei. Er biIte das Iingstens einen Monat nach der SteDu� bekanntaeben müssen. Nach l� Dienst in der Polizei SC! er mit seinem plötzlichen Ansimi"en UD b­Würdig. hieß es. Die �ten fIlr � Matzb. so das NetZ­werk GewisseDt"reiheit, seien � "�enn er Montag nidII .elllrik:kt. wird er vermudic:h vor Gericht gesteDl .. 
I 
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APA449 5 11 0396 01.Aug 96 

InnereslZivildienst 

Zivildienstgesetz-Novelle ab heute in Begutachtung 
Utl.: Begutachtungsfrist läuft bis 15. September = 

Wien (APA) - Mit heutigem Tag hat das Innenministerium den Entwurf 
zur Novellierung des Zivildienstgesetzes zur Begutachtung versandt. 
D� teilte das Ministerium Donnerstag nachmittag in einer Aussendung 
mit. Dieser Entwurf erfülle einerseits die Vorgaben der 
KoaJitionsvereinbarung zu diesem Thema, schlage andererseits vor die 
bisherige und bewährte Regelung des Aufschubs beizubehalten und 
stelle darüber hinaus eine bundesweite Vertretung der ZIVildiener zur 
Diskussion, heißt es in der Aussednung . •••• 

In der vergangenen Legislaturperiode hatten die Bemühun�en um eine 
dauerhafte Regelung des Zivildienstes keinen Erfolg. Im Rahmen der 
KoaJitionsverhandlungen gelang ein Durchbruch zur Frage der 
Neuregelung der Erklärungsfrist: statt bisher ein Monat ab Erhalt der 
Tauglichkeitsbescheinigung nun jedenfalls sechs Monate und danach 
noch bis einen Tag vor Erhalt des Einberufungsbefehles. "Diese 
Regelung lOst das schwierige Problem der GewIssensentwIcklung sowohl 
vor der erstrnaJlgen Einberufung, als auch nach Absolvierung des 
Grundwehrdienstes", so das Ministerium. 

Im Gegenzug wurde die Dauer des Zivildienstes von elf auf zwölf 
�onate verlängert. Zugleich wurde ein Anspruch auf 14 Tage Urlaub 
81ngeführt. Der Zivildienst dauert daher künftig um vier Monate 
länger als der PräsenzdIenst. 

"Im Uchte der sehr guten Erfahrungen und der vollkommen i\ 
problemlosen VoUzlehung der heutigen Aufschub-Regelung wird 
V?rgeschlagen - darin von der KoaUtionsvereinbarung abweichend _, 

dre bestehende Gesetzeslage auch in die Dauerlösung zu übemehmen. 
P� bedeutet das. daß die sehr restriktive Regelung der 
Regrerungsvorlage 1995. die notwendig geworden war, um die 
Problematik der GewIssensentwicklung bei der dort vorgesehenen sehr 
kurzen Erklärungsfrist zu entschärfen - wer keine 
Z!vildiensterklärung abgegeben hatte. sollte wenigstens rasch 
8II1berufen werden - im Uchte der jetzt großzügigeren Erklärungsfrist 
aufgegeben werden,konnte", heißt es seitens des Ministeriums. 

Verbesserungen in der Information der Wehr: bzw. 
Zivildienstpflichtigen soll ein Passus bringen. der vorsieht, daß auf 
der Tauglichkeitsbescheinigung. die die Frist für die 
ZivildIensterklärung auslöst, eine Belehrung über die Möglichkeit zur 
Abgabe einer ZivildIensterklärung, Ifre Fristen und den Empfänger der 
Erklärung zu erfolgen hat. 

"Der Entwurf versucht so einen Kompromiß zwischen den berechtigten 
Forderungen im Interesse der Funktionsfähigkeit der militärischen 
LandesverteidIgung und den ebenfalls berechtigten Forderungen der 
Jugendorganisationen nach fairer Behandlung sowohl der Präsenz: wie 
der Zivildlener zu erreichen. Freilich hat auch die Notwendigkeit der 
Konsolidierung des Bundesbudgets manchen Wunsch - etwa nach besserer 
Bezahlung der Zivildiener - derzeit unerfüllbar gemacht", betont das 
Innenministerium. 

Die Beg�htUngSfrist endet am 15. September. Das ne�e'�esetz /' . 
soll am 1. Jänner 1997 in Kraft treten. 
(Schluß) Im 

I 
APA449 1996-08-01/14:38 

011438 Aug 96 ,,5ENGESPRÄCHE . 

I 
I 

2. August 199.6 

weich1-.' 
tab .. 
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.. 

02.Aug 96 
... I?A260 5 II 0134 Siehe AI?A242/02.08 

Verteidigung/Bundesheer/Zivildienst/SPö/Kostelka 

lk 'cht von "sinnvoller Weiterentwicklung" 
Zivildienst: KoSte a spr1 k 't f�r 
Otl.: Bekenntnis zur Landesverteidigung und Berechenbar e1 

zivildiener .. 

wien (APA) _ Als "sinnvolle weiterentwicklung de� Zivildienstes" 

bezeichnete Freitag Sro-Klubobmann Peter ICostelka d1e vom 

Innenministerium zur Begutachtung ausgesen�te 
, klares Bekenntnis 

Zivildienstgesetz-Novelle. Der Bntwurf verb1nde e1n, f� d'e 
• __ A --�teidi�.nn mit FairneS und Berechenbarke1t r 1 

zur .......... eD._ "'-... , dung **** 
Zivildiener, erklArte ICostelka in e1ner Aus sen ' 

Die Kritik an der vorgangsweise von Innenminister caspar
,

Binem 

kÖnne er nicht nachvollziehen, meinte der sro-Klubobmann we1ter� 
�-nn' "Bs muß allen Beteiligten klar sein, daß Bnde des Jahres

_� A
e 

..... . , kus' muß daher s ....... n 
derzeitige Regelung auslAuft. Die lange 01S S10n 

da f h'n 
i Bnde finden "OarQber hinaus wies ICostelka rau 1, 

langsaDI e n ·  
.. _�' l' daß alle die 

daß der Sinn eines Begutachtungsverfahrens '-... 1� 1e!!e, ' 

mit einzelnen Regelungen nicht einverstanden se1en. 1h
i

re Bedenken 

Auße:tn k6nnen. um denn gemeinsam einen KcmprcmiS zu f nden. 

(Schluß) sa 

APA260 1996-08-02/11:49 

021149 Aug 96 

APA242 5 II 0233 Siehe APA077/02,Oa 

Verteidigung/Bundesheer/Zivildienst/F/FPÖ/Scheibner 

Zivildienst: Scheibner spricht von "faulem KompromiS" 
Otl.: Forderung nach Umwandlung in Zivil- und 

Katastrophenschutz dienst = 

02.Aug 96 

Wien (APA) - Als "faulen KompromiS". dem die Fro nicht zustimmen 
werde, bezeichnete Freitag der freiheitliche Wehrsprecher und 
Vorsitzende des Landesverteidigungsausschusses Abg. Herbert Scheibner 
den Bntwurf zur Novellierung des Zivildienstgesetzes. In einer 
Aussendung betonte Scheibner. daß eine Gasamtreform sowohl des Wehr­
als auch des Zivildienstes notWendig sei. Der Zivildienst m6sse in 
einen echten Zivil- und Katastrophenschutzdienst umgewandelt werden. 
vor allem in Hinblick auf die Tatsache. daß gerade der 
Katatrophenschutzdienst in Österreich ein Schattendasein friste. 
Dieses Hanko lIlIlase dringend ausgeglichen werden. Daher empfiehlt 
Scheibner eine Auf teilung dieses Zivil- und 
Katastrophenschutzdienstes auf zehn MOnate Grunddienst und zwei 
MOnate Übungen. **** 

Am Bntwurf der Novelle kritisierte Scheibner auch, daß diese noch 
von der Piktion der allg_inen Wehrpflicht ausgehe und annehme. daß 
der Zivildienst ein Wehrersatzdienst aus Gewissens�dan sei, was in 
der RealitAt aber nicht haltber sei,. da die Binsatzgebiete zu einem 
großen Teil langst nichts mehr mit der umfassenden Landesverteidigung 
zu tun hAtten (�it, GartenpUege etc.). Der Zivildienst sei in 
der Praxis lAngst S\IIIl Alte:r:nativdienst IllUtiert, ein Vorgang, der 
durch die geplante Brweiterung der Binsatzgebiete noch deutlicher zum 
Ausdruck koame . 

Bbenfalls hinterfragt werden mdsse die Regelung, wer jetzt 
eigentlich Zivildienst leisten ddrfe. betonte Scheibner. So sei es 
hOchst merkwdrdig, daß etwa jemand, der in gewalttAtige 
Auseinandersetzungen Ohne Waffen wie etwa eine SchlAgerei verwickelt 
war, trotzdem Zivildienst leisten dOrfe. 

(Schluß) sa 

APA242 1996-08-02/11:34 

021134 Aug 96 

I 
APA124 51/ 0202 04,AUJ96 

InnereslZivi/dienst \ 
Zivildienst: Verein P/attfonn fOr Zivildie,t;��rÜß; b;�m-Entwurf 
Utt,: Verlängerung des ZlvHdlenstes wi�abgelehnt � 

Wien (APA) - Der Verein Plattform für �Idiener 
Sonntag in einer Aussenung den zur Betutachtung 
zum LlVildlenstgesetz als "ersten Schritt tn die rich 
"Endlich setzt das Innenministerium - iJ' in die 
zuständige Behörde - eine lnitlative und t sich ' 
'Vorgaben' aus dem Verteldigungsminis rium ei 
in einer Aussednung. Negativ bewertet rd die Ve 
Zivildienstes von elf auf zwölf Monate. 

Die geplante bundesweiten Zivilcfleneitung i "auscWckIich 
als mutige und richtige Entscheidung" zu rdigen, Georg Bardosch, 
Obrnenn des Vereins P/attfonn fOr Zivild r. "Eine 
Interessenvertretung von Zivildienem fOr 'Jener ilst absolut 
notwendig." I 

Als positiv zu bewerten sind die verbesterte Info 
der Wehrpflichtigen und die Ausweitung �Einsa 
Beibehaltung der AufschubmOg/ichkeit. J e Me 
Ausbildung herauszureissen - wie dies d' im Koar 
stehende Regelung zur Folge hätte -, � in i8der 
gewesen. . 

Abgelehnt wird vom Verein die Neureg� der E ärungsfrist mit 
"Ungewisse

.

m Ereignisa. Wenn a�uchle V ngerung der Abgabefrist von 
einem Monat auf sechs Monate eile V rung delStene. 
so bedeute sie in Wahrheit doch noch eine 
rnenschenrechtsverletzende Einschränku der Gew' 'helt. 
(Schluß) Im 

APA124 1996-08-04111:37 

041137 Aug 96 

I 

, 2 �khten \ 
lob und Tadel �on Z vildienern 
Einems Novelle ist .. Schritt .� die rich ige Richtung" 
W1e� (SN). .!,!, "�t� in die ricl!ti. \. spätereIl itptlllkc ZII 'I'tschieben, ac RichC"!II' wemce cIie "Plattform Daß der Zivildienst VOll -If auf tIir ZivildKlIle,r" lIic VO:1 Ianaomini- 1WOll Mo, vetlilnpn we�n soll, Stel Caspat I!!IIIIlIII (SPÖ) Z'�r Beauc- witc1g.lIa Icritislen wie c1ie :-Iaure­acl!culla auspn<lhl Zlvild!ena",. atIunl der klirunsstt.se mit .W!ae-sc!z:tCl''l:Uc. �oaIliv sei. daS elle ÜIlot- wlmm E ' • ", WOM aUch die IIIIJlion der We/upllieh:i&C1I bcuer CrlID a der Abpbetme �"OD ci-i",lhrIelIeet wtJIltn son !IlId Zivil· auf Moa.te Kheillbar eine c1ieoer In m.hI Bereiche:! aII bisher er� dance11e, so beclculO �aes'� IVe{dea �ncn, B�1fiI8t noeh . er eiDe molllChearcchts. 
WIrl! wellers die MöSllchkelt. die Ab. nrt.tuqc(, illlcbrlllkun, der Ge­leiatun, des ZMIdlell$tcs auf einen lwiaaensfreih '(. 

I 
C"C . I 
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;'?A379 5 !: n;; S�ehe APAZH /05. oe 

rnneres /Vereeidigung /Bundesheer / Z i 'ri ldiens t 

Zivildienst: Oko·BOro fOr Zivildiener im Omweltbereich 
Utl.: 'Offener Briet" an Innenminister Caspar Einem . 

06.A.u; 35 

Wien (APA) - Daa Oko-BOra begrlißt, daß Zivildiener kOnttig auch im 
Umwelt- und Naturschutzbersich eingesetzt werden sollen. In einem 
'Ottenen Briet· an Innenminister Caspar Einem, der am Dienstag 
veröffentlicht wurde, fordert das Oko-BOro den Minister auf, "alles 
daranzusetzen, daß diese Regelung auch tatsAchlich in der 
Zivildienatge •• ta-Novalle verankere wird-. **** 

Hit der vorgeachlagenen Anerkennung von Umwelt- und Naturschutz 
als zukOnttige Zivildienatgebiete habe Hinister Einem als erster 
Innenminister unterstrichen, 'daß Oawelt- und Naturschutz 
gleichbedeutend mit Katastrophenschutz und Landesverteidigung 
vordringliche Steetaaufgaben darstellen", heiSt es i. Briet des 
Oko-BOras. Eine Verankerung von Oawelt- und Naturschutz als 
Dienstleistungagebiete in der Zivildienstgeaetz-Novelle werde auch 
mit dem derzeit unhaltbaren llIIatand aufrl\DMll, daß im Unterschied zum 
neutralen o.terreich in etlichen Nachbarsteeten zivildienst auch bei 
Umweltorganisatioaen abgeleistet werden k6nne - darunter die 
�TO-Staeten Deutschland und Italien. 

Im Ök�-BOro sind zahlreiche Gruppierungen vertreten, u . a 
Greenpeace, WWF, Global 2000, das cmweltforum, Vier ptoten und Ärzte 
tOr eine gesunde Oawelt. 

(Schluß) 1m 

�Al79 

061422 Aug 96 

APAlS2 5 II OU7 07 . .\<.:g 96 

Verteidigung/Bundesheer/Zivildiensc/Carieas 

Caritas bemOht sich um Wehrdienst-Befreiung fOr P10chtlingsbetreuar 
Ut!.: Herwig K. het sich der Einberufung durch Plucht entzogen • 

Wien CAPA) - Ertolglo. beaQht sich die Wiener Caritas aeit einiger 
Zeit, t6r ihren Kitarbeiter Herwig 11. (Hatzka), die Befreiung vom 
Grundwehrdienst zu erreichen. Zwei IIonate hat der ehemalige Polizist 
bereits abgedient. Die restliche Zeit sei damals wegen seiner 
TAtigkeit tdr die Bxekutive erla •• en worden, bestltigte das 
VerteidigungaministeriUIII am Hittwoch aut Antrage der APA. Nach 19 
Disnstjahren wechselte der mittlsrweile 36jAhrige als 
nOchtlingsbetreuer zur Caritas. Damit sei der Befreiungagrund 
weggetallen. Bin Antrag auf Zivildienst sei abgelehnt worden. M. 
.os .. daher die restlichen IIonate abdienen. **** 

Durch eine "kenn"-BestiDaung im Wabrgesetz sei eine Befreiung vom 
Grundwehrdienst zwar möglich - bei öttentlichen Interesse oder 
besonders berOeksichtigungsvOrdigen wirtschaftlichen oder familiAren 
Grdnden. Die sustlndigen Behörden hAtten aber keinen Grund tOr eine 

.Befreiung gefunden, hieS es aus dem Verteidigungaministerium. 

Binem linberufungsbetehl tOr den 22. Juli hat sich H. laut einer 
" Kathpress , -Aussendung VOM Dienatag durch Flucht ins Ausland 
entsagen. Aus der Zentrale der Wiener Caritas hieS es auf Anfrage der 
APA lediglich, ..... habe sich im ralle K. mehrtach tOr die Betreiung 
vom Wehrdienst bemOht. Von Binberufungabefehl oder Flucht wi •• e man 
nichts. 

(Schluß) ..,,/si 

APAlU 

071423 Aug 96 

i 
I 

ZiVildienst: Fasslabend kr;eisiert �. 
! 

Utl ' 
- Q�nem1tne""rf .: Verte1digungsminist.r: "Sinnvoll w� . � das S1C er nichtN = 

Wien (APA) • Verteidigungminister we--Lr P � Innenminister Caspar gin ... am 1 A> .'1. aasl end hat den 'ron 
ausgeschickten Enewurf zur Noveili��t z� Begutac

.
tung 

kritiSiert. In der Miee�oCh'Ausgabe d 
g �.:r Z�vild enstgesetzes 

Pass labend Binem insbesondere de
er - zburge Nachrichten" war! 

ch· 
vor, n Bn�wurf 0 Aha he �usges �ckt zu haben. "Ich will die Vor tn9 '  

prac 
Oberbewerten. aber sinnvoll war das Sich! ' n�:!=e inema nicht 
hebe offenbar eine "Geste an eine speZielle eigen' 

re
: Innenminister 

wollen. •••• 1 
• entel- •• tzen 

Im VerteidigungBministerium stMt manf' ch Eine. von der restriktiven Rag 1 de 
vor a 1 .. daran, daS 

Regierungsvorlage, einen Aufse:ub
un� r

. 
rOngli 

'laufende Ausbildung' zu gewAhr 
Z�v dienst noch tOr die 

Verteidigungaministerium daß s:� abgeg sei. befdrchtet im 
Zivildienst melden /c6nnt�n je l,, __ 

uma
de° Wehrpf ichtig fdr den , _ar r. achub 

DarOber hinaus sieht der Bntwurf Ein_jeine Ver Zivildienstes von eU aut generell 12 . 14 Tage Orlaub beateht. Die Begutachi:un�t:s;o�e 
..! Anspruch auf 

September, das Gesetz soll nach den Vorstellungen de 
15. 

I��n:-s:riUIIIII am 1. Jlnner 1997 in Krat: treten. 
I I I APAl27 1996-08-21/10:01 

211001 Aug 96 

��" , " "" "., .• : u""",�... ".",," 
Inneres/Zi vildienst/Fasslabend/SPÖ i , 
Zivildienst: SJ-Chaf PiChler: paSSlabend-atltun9 ei� 'Skandal" 
Utl.: ÖVP zur Partei "von Stahlhelm und le.IiterlcreUZ", geworden • 

Wien (APA) - Ein "S/canda1" iat die Kritfk von I 
VerteidigungBministar Werner Puslabend amjBDtwurf n Innenmiriister 
caspar Einem zum Zivildienatgesetz tOr SJ-�t Robe PiChler. 
Pass labend betrachte die Interessen der Jut-ad als 
"Kinderheitenpolitik' und disqualifiziere fiCh dami 'in h6chstem 
Ausmaß als Minister, dessen Resaortentscha4dungen j ge Menschen 
betreffen', Icritisierte Pichler am Kitt� in eina Aussendung. 
Passlabelici habe den Ii.nem-sntwurf grundlos IlRlrIle/cge esen und suche 
dazu nicht einmal Argumante, meinte der SJ�01ef. Di e Haltung 
entspreche jedoch der ÖVP insgesamt, die mlt ihrer litik nach dem 
Motto "HilitarilllllWl, Zivildienstablehnung, !Prauen zu 
einer Partei 'von Stahlhelm und Ie.Itterkreu�' gewor sei. 

Nach Ansicht des SJ-Cbefs hAtten die JU/�i 
Binem-Intwurf positiv aufgenommen . Dieser lle 
"von dar bisherigen Zwei-KLasaen-Politik 11 sehen P 
zivildienem" dar und beseitige auch die b rige 
Rechtsunsicherheit. Dem Verteidigungaminis warf P 
'/ce!ne wirklich konstruktiven Vorschllge' zulege 

(Schlußl pv/m/c \ 
APAlI0 1996-08-21/12:42 ! 

I 
ZIVILDIENST Die Unglei hstel­
lung zwischen Wehr- d Zi­
vildienern werde du die 
geplante Zivildienst etz­
Novelle noch verschä • be­
fiirdllnl dns .Netzwe Ge­
wissllnsfnlillOU-. dns z I die­
sem Zwed Unterscliriftell 
sammelt. Kritisiert wird u. a. 
die Verlänge!,ung auf !ZWölf 
Monate. Das Okobüro b�'ßt 
die Absicht, Zivildien r im 
Umweltbereich einzuse en. 

StOtI1JtMJ 1. g. �L , -I ! 
I 
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